
Art. 11 Ökonomische Grundlagen

23 e) Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden sind berechtigt, erforderliche Er­
haltungsmaßnahmen an Wohngebäuden sowie notwendige Um- und Ausbauten zur 
Gewinnung von Wohnraum anzuordnen und, wenn erforderlich, die entsprechenden Bau­
arbeiten in Auftrag zu geben. Die Kosten hat der Hauseigentümer zu tragen.

24 f) Die zur Erfüllung des Verfassungsauftrages des Art. 15 zum Schutz und zur ratio­
nalen Nutzung des Bodens erlassenen gesetzlichen Bestimmungen haben Beschränkun­
gen auch des persönlichen Eigentums und des Privateigentums zu Folge (Einzelheiten s. 
Rz. 1-29 zu Art. 15). Entsprechendes gilt für die Landeskultur (s. Rz. 30ff. zu Art. 15).

25 g) Die zur Sicherung des Außenwirtschaftsmonopols, insbesondere des Valutamo­
nopols, erlassenen gesetzlichen Bestimmungen (s. Rz. 108 ff. zu Art. 9) beschränken eben­
falls das persönliche Eigentum und das Privateigentum.

26 h) Das persönliche Eigentum und das Privateigentum werden in ihrer Ausübung zu 
Verteidigungszwecken beschränkt. Während des Verteidigungszustandes (s. Erl. zu 
Art. 52) können von den Bürgern, den gesellschaftlichen Organisationen und Vereinigun­
gen hinsichtlich der in ihrem Eigentum oder Besitz befindlichen beweglichen Sachen und 
Grundstücke folgende Leistungen angefordert werden: a) Überlassung von beweglichen 
Gegenständen, Grundstücken oder Gebäuden (Sachen) zur zeitweiligen oder dauernden 
Nutzung, b) Ausführung, Unterlassung oder Duldung von Veränderungen an Sachen, c) 
Unterlassung des Gebrauchs oder der Nutzung von Sachen, d) Gewährung von Unter­
bringung 24. Nichtvolkseigene Grundstücke oder Gebäude, die für die Landesverteidigung 
benötigt werden und nicht durch Kauf durch den Staat erworben werden können, sind 
gegen Entschädigung in Volkseigentum zu überführen25 (s. Rz. 24 zu Art. 16). Für Sach­
leistungen besteht Anspruch auf angemessene Entschädigung26.

27 i) Beschränkungen des persönlichen Eigentums und des Privateigentums sehen die ge­
setzlichen Bestimmungen zur Sicherung des Grenzgebietes vor (s. Rz. 10-12 zu 
Art. 7).

28 j) Beschränkungen des Eigentums können auf Grund der Sperrgebietsverordnung263 
vorgenommen werden. Ihr zufolge können im Hoheitsgebiet der DDR zur Erfüllung der 
Aufgaben der Nationalen Volksarmee, der anderen bewaffneten Organe, der Zivilverteidi­
gung der DDR und der Streitkräfte der verbündeten Staaten ständige oder zeitweilige 
Festlandsperrgebiete, Seesperrgebiete oder Luftsperrgebiete festgelegt werden. Für 
diese werden besondere Ordnungen erlassen. Dazu kann das Betreten oder Befahren der 
Sperrgebiete durch Unbefugte untersagt oder von einer besonderen Erlaubnis abhängig ge­
macht, das Verhalten derjenigen Personen, die sich in Sperrgebieten aufhalten dürfen, be­
sonders geregelt, das Überfliegen von Teilen des Hoheitsgebietes der DDR eingeschränkt, 
untersagt oder von Bedingungen abhängig gemacht werden. Von der Sperrung können

24 § 8 Abs. 3 Gesetz über die Landesverteidigung der Deutschen Demokratischen Republik (Ver­
teidigungsgesetz) vom 13. 10. 1978 (GBl. I S. 377); Verordnung über die Inanspruchnahme von 
Leistungen, Grundstücken und Gebäuden für die Landesverteidigung der Deutschen Demokra­
tischen Repbulik vom 26. 7. 1979 (GBl. I S. 265).

25 § 10 Abs. 2 a.a.O.
26 Verordnung über die Finanzierung und Entschädigung von Leistungen für die Landesverteidi­

gung der Deutschen Demokratischen Republik - Finanzierungs- und Entschädigungsverord­
nung — vom 26. 7. 1979 (GBl. I S. 272).

26 a Verordnung über Sperrgebiete für die Landesverteidigung — Sperrgebietsverordnung - vom
26. 7. 1979 (GBl. I S. 269). 378
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